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Sanktionen– eineStreiken wie die Lokführer
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Bestandsaufnahme
Die Pflegebranche klagt über chronisch niedrige Löhne. Sind Streiks ein Ausweg? V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

ausschließlich um mehr Gehalt, sondern sonalmangel nicht ausgleichen“, weiß die der „Konzertierten Aktion Pflege“ gebün-
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WICHTIGSTEN BÖRSENINDEX
Am 3. September gibt die Deutsche
Börse die größte Veränderung in der
33-jährigen Geschichte des Dax be-
kannt: Deutschlands wichtigster Bör-
senindex wächst von 30 auf 40 Unter-
nehmen. Neben dieser Änderung, die im

November vergangenen Jahres be-
schlossen worden ist, ändern sich auch
weitere Kriterien für die Aufnahme in
den Index.
Zukünftig ist nur noch die Marktkapi-
talisierung der frei gehandelten Aktien
der letzten 20 Handelstage entschei-
dend, nicht mehr der Börsenumsatz.
Weiterhin muss ein Unternehmen min-
destens zwei Jahre einen operativen
Gewinn (Ebitda) ausgewiesen haben –
hätte diese Regel schon im letzten Jahr
gegolten, wäre der Lieferservice Deliv-
ery Hero nicht in den Leitindex aufge-
rückt. Zusätzlich sind die Unternehmen
verpflichtet, spätestens 90 Tage nach
Ende ihres Geschäftsjahres einen tes-
tierten Jahresbericht vorzulegen.
Genauso ist die Vorlage pünktlicher
Quartalsberichte notwendig.
Als weitere wesentliche Änderung wird
die Pflicht gesehen, einen unabhängigen
Prüfungsausschuss im Aufsichtsrat zu
installieren. Unter diesen neuen Krite-
rien werden dann 10 zusätzliche Unter-
nehmen in den Deutschen Leitindex
aufgenommen.
Unter ihnen befinden sich beispiels-
weise Airbus, nach Marktkapitalisierung
das fünftgrößte deutsche Unternehmen.
Auch der Onlinemodehändler Zalando,
der Duft- und Aromenhersteller Sym-
rise, Porsche oder der Chemiekalien-
händler Brenntag haben gute Chancen,
in den Dax aufzusteigen.
Alle diese Unternehmen kommen aus
dem M-Dax, welcher im September
dieses Jahres von 60 auf 50 Werte ver-
kleinert wird.
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: + 15,55%
Jahresende: 13.718 Aktuell: 15.862

Aktuell: 1,17999

(30.08.2021 / 09:51 Uhr)
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EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: −4,19%
Jahresende: 1,2225
(30.08.2021 / 09:53 Uhr)

S-NOTENBANK: ABSCHIED DER
ELD-FLUT RÜCKT NÄHER
uf dem mit Spannung erwarteten US-
entralbank-Treffen in Jackson Hole hat
er Notenbankchef Jerome Powell ange-
eutet, dass die Fed eventuell bereits im
ahr 2021 ihr Krisenprogramm zum An-
auf von Wertpapieren zurückfahren
önnte. Powell nannte zwar keinen genau-
n Fahrplan, aber die deutlichen Fort-

hritte des US-Arbeitsmarkts seien ein
utes Zeichen. Allerdings könnte die Aus-
reitung der Delta-Variante des Corona-
irus diesen Erfolg bremsen. Daher sei
ine sorgfältige Prüfung der Daten und
ntstehenden Risiken notwendig. Auf der
ächsten Sitzung der Notenbank im Sep-
mber könnte dann ein Zeit-plan für das
apering“ bekannt gegeben werden.

HINA: STAATSFÜHRUNG WILL
OHLSTAND STÄRKER UMVERTEILEN

inmal mehr zeigt sich, dass das Wirt-
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: + 15,84%
Jahresende: 30.606 Aktuell: 35.455
(28.08.2021 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: – 0,47%

(28.08.2021 / Börsenschluss)

haftssystem der Volksrepublik China
icht mit dem in Europa oder den USA
ergleichbar ist. Denn seit den vergan-
enen Monaten läuft eine Kampagne
er Staats- und Parteiführung, die ver-
eintlich zu einflussreichen Privatkon-

erne einzuschränken.
o wurde beispielsweise der Börsengang
es Mutterkonzerns von Alipay, Ant,
wei Tage vor dem Aktiendebüt von der
taatsführung ohne Angabe von
ründen gestoppt.
nscheinend störte sich die Parteispitze

n der öffentlichen Kritik von Ant-Chef
ack Ma, an dem von staatlichen Groß-
anken dominierten Finanzsystem
hinas. Nach dem geplatzten Börsen-

ang verschwand Jack Ma für mehrere
ochen. In den folgenden Wochen tra-
n immer mehr Geschäftsführer von

rfolgreichen chinesischen Unterneh-
en zurück – anscheinend unter dem
ruck der Parteispitze
V O N T H O M A S S C H W A R T Z

Früher war alles einfacher! Wenn man ein
Land bestrafen wollte, das sich nicht so
verhielt, wie man sich das von ihm erwar-
tete, dann erklärte man ihm einfach den
Krieg oder eroberte es auch ganz ohne
Kriegserklärung. Doch was heißt in diesem
Zusammenhang schon „früher“? Die letz-
ten kriegerischen Auseinandersetzungen
der westlichen Staatengemeinschaft haben
alle ohne eine förmliche Kriegserklärung
stattgefunden. Das Diktum des preußi-
schen Generals Clausewitz, wonach „der
Krieg eine bloße Fortsetzung der Politik
mit anderen Mitteln“ sei, scheint noch
heute Gültigkeit zu erheischen.

Trifft die Ärmsten

Gegen ein solches Modell haben viele Kri-
tiker in den letzten Jahren zunehmend
Sanktionen als einer Alternative zum
Krieg das Wort geredet. Es gelte, ohne
Blutvergießen und Gewaltanwendung, bei-
spielsweise mit wirtschaftlichen und finan-
ziellen Mitteln Druck auf die Entschei-
dungsträger eines Landes aufzubauen und
so politische und gesellschaftliche Ziele
durchzusetzen. Das sei nachhaltiger und
auf Dauer erfolgreicher als Waffen spre-
chen zu lassen. Als gelungene Beispiele für
solche Sanktionen werden immer wieder
die Maßnahmen gegen Südafrika in den
achtziger Jahren des letzten Jahrhunderts
und auch jene gegen das Atomprogramm
des Iran in den 2000er Jahren angeführt.
Seit den Massenprotesten nach den Präsi-
dentschaftswahlen vor einem Jahr in Bela-
rus und deren gewaltsamer Niederschla-
gung verhängte die EU in den vergange-
nen Monaten wegen Unterdrückung der
Zivilgesellschaft und der demokratischen
Opposition bereits mehrfach Sanktionen
gegen dieses Land. Zuletzt gab es nach der
Festnahme des regierungskritischen Blog-
gers Roman Protasewitsch weitere Wirt-
schaftssanktionen. Diese Sanktionen sind
politisch sicherlich angezeigt. Leider wir-
ken sie oft nicht zielführend. Denn neben
den politisch und wirtschaftlich Verant-
wortlichen treffen sie vor allem die
Schwächsten der Gesellschaft. So schadet
die Einstellung des Flugverkehrs mit der
EU nicht nur den Verantwortlichen im
Land, sondern sie verhindert auch, dass
politisch Verfolgte ausreisen können. Han-
delssanktionen treffen eben nicht nur Poli-
tiker und Wirtschaftsführer, sondern
schlagen rasch auch auf die einfachen An-
gestellten und Arbeiter durch.
Die wirtschaftliche Schwächung eines
Staates kommt am stärksten bei den
Ärmsten an. Sanktionen mögen nötig sein,
aber ihre Wirkung ist nicht punktgenau.
Umso wichtiger ist es, dass neben den
politischen Sanktionen ein Fenster für
Dialog und humanitäre Hilfe geöffnet
bleibt. Hier können und müssen zum Bei-
spiel die Kirchen und auch die kirchlichen
Hilfswerke und ihre zivilgesellschaftlichen
Partner unmittelbar und punktgenau die
ungewollten negativen Folgen von politi-
schen und wirtschaftlichen Strafmaßnah-
men abfedern helfen.
Tut man das nicht, verkommen Sanktio-
nen zu einer reinen Fortsetzung des Krie-
ges mit anderen Mitteln.

Der Autor ist ab 1. Oktober Haupt-
geschäftsführer des Bischöflichen
Hilfswerkes Renovabis. Foto: Privat
Die Kolumne erscheint in Koopera-
tion mit der Katholischen Sozialwis-
senschaftlichen Zentralstelle.
Käme es tatsächlich zu einem Streik, würde dies das sowieso schon angespannte Pflegesystem belasten. Foto: dpa

gleichbar. „Generell befürworten und
unterstützen wir einen höheren Organisa-
tionsgrad in der Pflege und sind solidarisch
mit streikenden Pflegenden“, Betont eine
Verbandssprecherin gegenüber dieser Zei-
tung. In diesen Fällen gehe es aber oft nicht

sen. Hier habe man sich für einen „Tarifver-
trag Entlastung“ im Ausstand befunden.
„Viele Mitarbeiter in der Pflege sind emo-
tional erschöpft, nicht wenige macht das
alles krank. Denn auch noch so viel persön-
licher Einsatz kann den strukturellen Per-

Pflege bereits sehr viel geschehen. Auch die
Gehälter seien, dank der Beschlüsse der
Pflegekommission von einem im Durch-
schnitt niedrigen Niveau ausgehend, deut-
lich gestiegen. Man habe die Ausbildung re-
formiert und die Energien vieler Akteure in
D
er Streik der Lokführergewerk-
schaft hat in Deutschland zu
großer Aufregung und Wut ge-
führt. Jetzt will die GDL ihn

gleich noch über mehrere Tage ausdehnen.
Bei aller Akzeptanz für ein grundsätzliches
Streikrecht sinkt das Verständnis für solche
Aktionen vor allem bei denen, die auf die
Marktüberblick

Bahn angewiesen sind. Dennoch wünscht
sich NRW-Gesundheitsminister Karl-Josef
Laumann (CDU) solche „Lokführer-Mo-
mente“ auch in der Pflege. In einem Inter-
view mit der „Zeit“-Beilage „Christ & Welt“
fordert er, die Beschäftigten in der Pflege
müssten sich „dringend besser gewerk-
schaftlich organisieren“. Tarifverträge fie-
len nicht vom Himmel, sondern müssten
erkämpft werden, betont Laumann, der
auch Vorsitzender der Christdemokrati-
schen Arbeitnehmer (CDA) ist. Die Zu-
rückhaltung des Pflegepersonals sieht Lau-
mann in der ausgeprägtem Helfermentali-
tät, die insbesondere in der Altenpflege vor-
handen sei. Durch diese Bereitschaft zur
Aufopferung sei man bereit, sogar in sol-
chen Pflegeheimen weiterzuarbeiten, wo
unter Tarif bezahlt werde.

Schließlich wolle sich niemand vorwerfen
lassen, alte und kranke Menschen im Stich
gelassen zu haben. In der Selbstverwaltung
im Gesundheitssystem seien zum Beispiel
Ärzte und Kaufleute von der Anbieterseite
vertreten. Deshalb ändere sich nur so
schwer etwas im Pflegewesen.

Der Deutsche Berufsverband für Pflege-
berufe findet die Situation in der Pflege mit
der Lage der Lokführer nur bedingt ver-
vielmehr um bessere Rahmenbedingungen
wie die Besetzung von Stationen mit ausrei-
chend Pflegepersonal, um so eine sichere
pflegerische Versorgung gewährleisten zu
können. So sei es auch beim Berliner Pfle-
gestreik in der vergangenen Woche gewe-
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi.
Es sei, gerade in Wahlkampfzeiten, müßig

darüber zu spekulieren, was die Motivation
hinter Politikeraussagen sein könne, heißt
es aus dem Deutschen Caritasverband. In
den vergangenen Jahren sei im Bereich
delt. „Gute Arbeitsbedingungen zu schaffen,
ist jedoch eine Herkulesaufgabe, an der wir
mit allen Kräften in der kommenden Legis-
latur arbeiten müssen“, betont eine Spre-
cherin des Caritasverbandes gegenüber die-
ser Zeitung. So müssten Pflegekräfte mehr
Kompetenzen erhalten, das mache die Er-
greifung des Berufs attraktiver.

„Dazu braucht man eine verbindliche
Personalbemessung, denn hauptsächlich
wünschen sich Pflegekräfte eines: mehr
Kolleginnen und Kollegen.“

D
ass es immer Arbeitskämpfe
braucht, um bessere Bedingun-
gen für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zu erreichen,

sieht der Deutsche Caritasverband eben-
falls anders als offenbar der Minister. „Es
führen immer mehrere Wege nach Rom.
Die AVR der Caritas („Richtlinien für
Arbeitsverträge in den Einrichtungen des
Deutschen Caritasverbandes“) sind der
beste Beweis dafür, dass Tarifverträge nicht
erkämpft werden müssen, sondern dass es
auch konsensorientierte Wege der Tariffin-
dung gibt“, erklärt die Caritas-Sprecherin.
Kompromisse zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern, die Tarifbestimmungen
letzten Endes immer seien, könnten auch
ohne Streik ausgehandelt werden. „Die Mit-
arbeitenden der Caritas in der Pflege genie-
ßen im Branchenvergleich eine gute Ent-
lohnung, zum Beispiel durch überdurch-
schnittliche Stundenlöhne oder gute Sonn-
tag- und Nachtzuschlagsregelungen, ohne
dass sie dafür auf die Straße gehen muss-
ten.“ Die Caritas-Sprecherin räumt aber
ein, dass gewerkschaftlich organisierte
Pflegekräfte natürlich das Recht haben, auf
schlechte Arbeitsbedingungen hinzuweisen
und das öffentlichkeitswirksam, indem sie
auf die Straße gehen.

Allerdings würde ein solcher Streik wie
bei der Lokführergewerkschaft das Pflege-
system sicherlich erheblich belasten. Das
sieht auch der Caritasverband so: „Die Lage
in der Pflege ist sehr angespannt. Das war
auch schon vor Corona der Fall.“ Die Pan-
demie, die immer noch einen erheblichen
Zusatzaufwand für Pflegekräfte mit sich
bringe, habe das verstärkt. In vielen Ein-
richtungen sei die Personaldecke extrem
dünn und die Mitarbeiter ausgelastet. Dazu
würden in der ambulanten Pflege die Mit-
arbeiter von einem Pflegebedürftigen zur
anderen hetzen. „Daher sollten Streiks ver-
hältnismäßig sein. In Bereichen der Da-
seinsvorsorge heißt das: es muss gewähr-
leistet sein, zum Beispiel über einen Not-
dienst, dass niemand zu Schaden kommt“,
stellt der Caritasverband fest.


